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Warum ich den Gruppenantrag zur Einleitung eines 

AfD-Verbotsverfahren nicht unterstütze 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Eine Reihe von Abgeordneten des Deut-

schen Bundestages bereitet einen Gruppen-

antrag mit dem Ziel der Einleitung eines 

Verbotsverfahrens gegen die Partei „Alter-

native für Deutsch-

land“ (AfD) vor. 

Dazu zählt auch 

eine einstellige 

Zahl von Abgeord-

neten der 

CDU/CSU-Bundes-

tagsfraktion. 

In der Fraktions-

sitzung am 15. Ok-

tober 2024 haben 

wir ausführlich und 

sachlich über den 

avisierten Gruppenantrag diskutiert. Dabei 

haben die Mitglieder der Fraktion die 

Rechtslage sowie den politischen Kontext 

fundiert und ausführlich abgewogen. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts ist eine Partei dann verfas-

sungswidrig, wenn sie nach ihren Zielen 

oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger da-

rauf ausgeht, die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung zu beeinträchtigen 

oder zu beseitigen oder den Bestand der 

Bundesrepublik Deutschland zu gefährden. 

Zudem müssen konkrete Anhaltspunkte da-

für bestehen, dass ein Erreichen der von der 

Partei verfolgten verfassungsfeindlichen 

Ziele nicht völlig aussichtslos erscheint. 

Mit überragender 

Mehrheit hat un-

sere Fraktion sich 

dazu entschieden, 

dem Gruppenan-

trag zur Einleitung 

eines Verbotsver-

fahrens gegen die 

AfD nicht beizutre-

ten. 

Diese Meinung 

teile ich ausdrück-

lich. 

Die Fraktion hält den Versuch eines Ver-

bots der AfD zum jetzigen Zeitpunkt für ju-

ristisch nicht erfolgversprechend und poli-

tisch kontraproduktiv. Folgende Erwägun-

gen haben uns dabei beschäftigt: 

(1) Die vom Bundesverfassungsgericht auf-

gestellten Voraussetzungen für ein Par-

teiverbot sind mit Blick auf die AfD – zu-

mindest derzeit – aller Voraussicht nach 

nicht erfüllt. 

Ausgabe 060  |  18.10.2024 
 



 aus Berlin – von Dr. Inge Gräßle – Bericht aus Berlin – von Dr. Inge Gräßle – Bericht aus Berlin – von Dr. 
 

Zwar führt das Bundesamt für Verfas-

sungsschutz die AfD als Verdachtsfall 

auf Rechtsextremismus. Die oberge-

richtliche Rechtsprechung hat diese Ein-

schätzung bestätigt. Eine Einstufung als 

„Verdachtsfall“ ist aber nicht gleichzu-

setzen mit den – erheblich höheren – 

Anforderungen, die das Bundesverfas-

sungsgericht an das Verbot einer politi-

schen Partei stellt. Wir gehen vielmehr 

davon aus, dass bei der AfD die Voraus-

setzungen eines Parteiverbots (noch) 

nicht erfüllt sind und die Verfassungs-

schutzämter nicht über hinreichendes 

Beweismaterial für ein Verbotsverfah-

ren verfügen. 

(2) Das Verfahren zum Verbot einer politi-

schen Partei dauert – selbst im Erfolgs-

fall –mehrere Jahre. Bei der NPD hat es 

vier Jahre gedauert. Selbst für den un-

wahrscheinlichen Fall eines erfolgrei-

chen Verbotsantrags könnte sich die 

AfD noch an der nächsten Bundestags-

wahl beteiligen und sich dabei als ver-

meintliche „Märtyrer“ inszenieren. 

(3) Darüber hinaus fehlt dem Gruppenan-

trag die erforderliche Tatsachengrund-

lage in Form einer umfassenden Materi-

alsammlung. Eine solche könnte nur 

durch das Bundesamt für Verfassungs-

schutz und die Landesämter für Verfas-

sungsschutz erstellt werden - erst auf ei-

ner solchen Grundlage kann eine fun-

dierte Entscheidung getroffen werden. 

Überdies verlangt das Bundesverfas-

sungsgericht, vor Einleitung eines Ver-

botsverfahrens „strikte Staatsfreiheit“ 

gegenüber der betroffenen Partei her-

zustellen. Das bedeutet: Die Begrün-

dung eines Verbotsantrages darf nicht 

auf Beweismaterialien gestützt werden, 

deren Entstehung zumindest teilweise 

auf das Wirken von V-Leuten oder Ver-

deckten Ermittlern zurückzuführen ist.  

 

Eine entsprechende Garantie vermag al-

lerdings nur die Bundesregierung res-

pektive die Landesregierungen zu ge-

ben. Sie allein vermögen deshalb einen 

überzeugenden Beweisantrag zu erar-

beiten. 

(4) Zudem müssen wir auch die möglichen 

Folgen eines Scheiterns des Verbotsan-

trags bedenken: Die AfD erhielte fak-

tisch ein verfassungsgerichtliches „Gü-

tesiegel“, eine verfassungsgemäße Par-

tei zu sein – dieses Risiko einzugehen, 

halten wir für nicht vertretbar. 

(5) Schließlich gilt: Wir halten es für einen 

Trugschluss zu glauben, die Zustim-

mung zur AfD ließe sich „wegverbieten“. 

Die politischen Kräfte der demokrati-

schen Mitte müssen die AfD stattdessen 

politisch und inhaltlich stellen. Wir wol-

len keine Symptombehandlung, sondern 

Ursachenbekämpfung: Die drängenden 

politischen Probleme Deutschlands 

müssen gelöst werden, um dem in der 

Bevölkerung weit verbreiteten Frust ge-

recht zu werden. Altbundespräsident 

Joachim Gauck bringt es auf den Punkt: 

Ein Verbotsverfahren würde „noch mehr 

Wut und noch mehr Radikalität erzeu-

gen – und das wäre politisch schädlich“. 

 

Um nicht falsch verstanden zu werden: 

Ich bin absolut davon überzeugt, daß es in-

nerhalb der AfD viele radikale und extremis-

tische Kräfte gibt. Einige erlebe ich auch live 

im Deutschen Bundestag mit ihren Verhet-

zungsstrategien und den vielen Fake News. 

Und das sog. Programm der Partei könnte 

nur umgesetzt werden durch Rechtsbruch – 

europäisch und national. 

Die beste Methode gegen die AfD wäre, 

die Bürgerinnen und Bürger ernst zu neh-

men und sich ihrer Sorgen und Nöte effi-

zient anzunehmen. Das ist der für mich der 

einzig erfolgreiche Weg, die AfD zu bekämp-

fen.  
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Gesetz zur Verbesserung der Versor-

gungsqualität im Krankenhaus und zur 

Reform der Vergütungsstrukturen 

(Krankenhausversorgungsverbesse-

rungsgesetz) 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung – 

den wir am Donnerstag abschließend in 

zweiter und dritter Lesung beraten haben – 

zielt darauf ab, die Krankenhauslandschaft 

und ihre Finanzierung zu modernisieren. 

Durch die Einführung einer Vorhaltevergü-

tung soll das Vorhalten von Krankenhaus-

strukturen unabhängig von der erbrachten 

Leistung finanziert werden. So will die Bun-

desregierung dem im aktuellen Fallpauscha-

lensystem bestehenden ökonomischen An-

reiz vorbeugen, Fallzahlen künstlich zu erhö-

hen, um die Einnahmen zu erhöhen. 

 

Gleichzeitig sollen Maßnahmen zur Steige-

rung der Behandlungsqualität und zur Kon-

zentration spezialisierter Leistungen auf 

wenige Kliniken gefördert werden, um Qua-

lität zu erhöhen. Die Reform sieht auch eine 

engere Verzahnung von ambulanten und 

stationären Leistungen vor. So hofft die 

Bundesregierung, Effizienzsteigerungen zu 

ermöglichen. Zudem wird die Digitalisie-

rung der Verwaltungsprozesse vorangetrie-

ben – in der Hoffnung, so die Bearbeitungs-

zeiten zu verkürzen und bürokratischen Auf-

wand zu senken. 

Unsere Kritik an dem Reformgesetz von 

Bundesminister Lauterbach bringen wir in 

unserem Antrag „Vorschaltgesetz jetzt be-

schließen und kalte Strukturbereinigung in 

der deutschen Krankenhaus-landschaft ver-

hindern“ und in unserem Entschließungsan-

trag vor. 

Die Krankenhausreform von Minister Lau-

terbach ist unausgereift und greift weit in 

Länderkompetenzen ein. Ohne eine geeig-

nete Übergangsfinanzierung wird sie zu ei-

nem kalten Strukturwandel und damit zu ei-

nem Krankenhaussterben führen. Wir halten 

sowohl Öffnungsklauseln als auch eine 

Übergangsfinanzierung für erforderlich, um 

den regional unterschiedlichen Bedingun-

gen in der Krankenhauslandschaft gerecht 

zu werden. Außerdem fordern wir eine um-

fassende Bedarfs- sowie Auswirkungsana-

lyse und eine echte Einbindung von Kliniken, 

Ländern und weiteren Akteuren, um die Re-

form fundiert zu gestalten. Bundesgesund-

heitsminister Lauterbach setzt sich statt-

dessen über die Planungshoheit der Länder 

hinweg. Das schürt unnötige Konflikte mit 

den Ländern. Darüber hinaus befürchten wir 

infolge der vorgesehenen hälftigen Finan-

zierung des Transformationsfonds durch die 

Gesetzlichen Krankenversicherungen stei-

gende Kassenbeiträge. Eine nachhaltige Re-

form kann nur durch gemeinsames und 

überlegtes Handeln gelingen. 

 

In meiner Pressemitteilung schrieb ich: 

„Die Krankenhausreform der Ampel ist 

nichts anderes als ein gefährlicher Blindflug. 

Kein Abgeordneter, der heute für dieses Ge-

setz gestimmt hat, kann konkret sagen, wie 

sich die Reform auf die Krankenhäuser in 

seinem Wahlkreis auswirken wird. 

Mir haben beide Landräte aus dem Ostalb-

kreis und dem Rems-Murr-Kreis geschrie-

ben und ihre tiefe Sorge ausgedrückt, was 

mit unseren heimischen Krankenhausstruk-

turen geschieht, wenn diese unfertige Re-

form verabschiedet wird. Diese gut begrün-

dete Kritik habe ich sehr ernst genommen 

und auch den Bundesgesundheitsminister 

übermittelt. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw42-de-krankenhausversorgung-1024614
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw42-de-krankenhausversorgung-1024614
https://dserver.bundestag.de/btd/20/084/2008402.pdf
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Der Hauptkritikpunkt lautet: 

Die Reform der Ampel wurde phasenweise 

komplett an den 16 Bundesländern, den 

Landkreisen und Kommunen vorbei konzi-

piert, obwohl die Länder laut Grundgesetz 

für die Krankenhausplanung zuständig sind. 

Auch die gut 1.800 Kliniken als Hauptbe-

troffene hat die Ampel beharrlich ignoriert. 

Uns als Opposition hat die Ampel in den ent-

scheidenden Tagen der Beratungen wich-

tige Informationen zur Auswirkungsanalyse 

sogar absichtlich vorenthalten. Einem sol-

chen Umgang im Parlament und mit den 

Ländern können wir als Union nicht zustim-

men. 

Eine zukünftige Krankenhausstruktur muss 

die Qualität und die Versorgung vor Ort ver-

bessern, statt sie zu gefährden. Die Reform 

wird erst ab 2027 finanzielle Wirkungen ent-

falten, bis dahin drohen weitere Insolvenzen 

von Kliniken. Ein von der CDU·CSU-Bundes-

tagsfraktion gefordertes Vorschaltgesetz, 

um diesen kritischen Zeitraum zu überbrü-

cken, wurde von den Ampelfraktionen abge-

lehnt. 

Bei der Finanzierung macht sich die Bun-

desregierung einen schlanken Fuß. Die Kos-

ten sollen zur Hälfte die Länder und die Bei-

tragszahler leisten, dadurch werden die Kas-

senfinanzen weiter belastet, neue substan-

zielle Beitragserhöhungen sind bereits an-

gekündigt. Auch sind bundesweite Regelun-

gen für angebotene Leistungen und Quali-

tätsvorgaben zu starr, um den regionalen 

Besonderheiten Rechnung zu tragen. Hier 

wäre mehr Flexibilität für die Länder ange-

bracht gewesen. Auch die zusätzlichen Bü-

rokratievorgaben sind erheblich, sie werden 

Mehraufwand für das medizinische Personal 

zulasten der Zeit für die Patienten mit sich 

bringen.“ 

 

Das sogenannte „Sicherheitspaket“ der 

Bundesregierung 

Nach dem islamistischen Anschlag in Solin-

gen am 23. August 2024 hatte sich die Bun-

desregierung auf ein sogenanntes „Sicher-

heitspaket“ verständigt. Mehr als einen Mo-

nat nach der ersten Lesung im Deutschen 

Bundestag und nach wochenlangem Streit 

haben sich die Ampel-Parteien auf eine Ab-

schwächung der geplanten Maßnahmen 

verständigt. Dies betrifft insbesondere:  

(1) Zusätzliche Datenschutz-Hürden für 

den biometrischen Datenabgleich.  

Nun gilt insbesondere: Der Abgleich darf 

nicht mehr bei schweren Straftaten vorge-

nommen werden, sondern erst bei beson-

ders schweren Straftaten. Er gilt also für we-

niger Fälle und weniger Täter. Auch die An-

wendung des Datenabgleichs zur Identifi-

zierung von Asylsuchenden wird weiter er-

schwert.  

(2) Der ohnehin schon beschränkte Leis-

tungsausschluss für Dublin-Fälle wird weiter 

abgeschwächt. Viele Ausreisepflichtige wer-

den weiterhin in Deutschland Sozialleistun-

gen erhalten.  

(3) Bei der Aberkennung des Schutzstatus 

bei Heimreisen von Asylsuchenden ins Her-

kunftsland bleiben ausdrücklich Ausnahmen 

möglich.  

Das vermeintliche „Sicherheitspaket“ 

war schon in der Fassung der Regierung 

unzureichend. Die von den Koalitionsfrak-

tionen zuletzt vereinbarten Änderungen 

schwächen das Paket weiter und machen 

es weitgehend wirkungslos. 

Misstrauen gegen unsere Sicherheitsbe-

hörden, Datenschutz-Bedenken und eine 

grundsätzlich verfehlte Migrationspolitik 

haben sich in der Ampel-Regierung erneut 

durchgesetzt. In der nun weitgehend ent-

kernten Fassung bezeichnet es der Deut-

sche Richterbund zutreffend nur noch als 

„Mini-Päckchen“. 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw42-de-drittstaatenangehoerige-1023860
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Unsere Kritik an diesem „Mini-Päckchen“ 

haben wir in zwei Entschließungsanträgen 

vorgebracht: Mit unserem Antrag „Ein um-

fassendes Sicherheitspaket jetzt beschlie-

ßen“ fordern wir die schnelle Umsetzung ei-

nes echten und umfassenden Sicherheitspa-

kets, das effektive Maßnahmen wie die Spei-

cherung von IP-Adressen und den Einsatz 

von Gesichtserkennung beinhaltet. 

Zudem wollen wir das Problem der mas-

senhaften illegalen Zuwanderung und die 

daraus entstehenden Folgeprobleme end-

lich wirksam angehen und erneuern in die-

sem Antrag unsere Forderung nach umfas-

senden Zurückweisungen auch von Asylsu-

chenden an den Grenzen zu unseren euro-

päischen Nachbarstaaten. 

 

Die im Paket enthaltenen Maßnahmen 

im Waffenrecht lehnen wir ab. Unsere Kri-

tik legen wir in einem weiteren Entschlie-

ßungsantrag dar. Abgesehen von einigen 

wenigen sinnvollen Änderungen – insbeson-

dere erweiterte Kontrollbefugnisse der Bun-

despolizei – drängt sich der Eindruck auf: 

SPD und Grüne wollen den Anschlag von 

Solingen nutzen, um lang geplante Ände-

rungen im Waffenrecht gegen die FDP 

durchzusetzen. 

Allerdings hätten die geplanten Änderun-

gen die Terroranschläge von Mannheim und 

Solingen nicht verhindert. Diese ineffekti-

ven, bürokratischen und im Ergebnis un-

wirksamen Verschärfungen lehnen wir des-

halb ab. 

 

Es ist im Übrigen skandalös, dass die Am-

pel-Fraktionen unsere sicherheits- und mig-

rationspolitischen Anträge nicht zur Ab-

stimmung zulassen wollen. Das ist ein ein-

maliger Vorgang, der die Grundfesten parla-

mentarischer Gepflogenheiten berührt. 

Wir werden alle uns zur Verfügung stehen-

den Mittel zur Anwendung bringen, um un-

sere Minderheitenrechte im Deutschen 

Bundestag gegen diese willkürlichen Ent-

scheidungen der Ampel-Mehrheit zu vertei-

digen. 

 

Aktuelle Stunde: 

„Haltung der Bundesregierung zur Un-

terstützung des Selbstverteidigungs-

rechts Israels“ 

Während die Bundesregierung 2023 noch 

Rüstungsgüter im Wert von 326,5 Millionen 

Euro nach Israel exportiert hat, waren es 

trotz der existenzbedrohenden Lage für die 

einzige Demokratie in der Region in diesem 

Jahr bis Mitte August nur Güter im Wert von 

14,4 Millionen Euro. Selbst für dringend be-

nötigte Ersatzteile wurden Exportgenehmi-

gungen seit März nicht erteilt. 

Dabei ging die Verweigerung offensicht-

lich hauptsächlich vom Auswärtigen Amt so-

wie vom Bundesministerium für Wirtschaft 

und Klimaschutz aus. Dies kommt einem 

stillen Waffenembargo gleich. Aufgrund 

unserer Kenntnis sehr konkreter Fälle hat-

ten wir in der „Vereinbarten Debatte“ zum 

Jahrestag des schrecklichen Überfalls der 

Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 deutli-

che Kritik an dieser Haltung der Bundesre-

gierung geübt. Kurz darauf erteilte die Bun-

desregierung erste Genehmigungen für bis-

lang blockierte Lieferungen von Verteidi-

gungsgütern an Israel.  

Die Vorwürfe gegen die Bundesregierung 

und besonders gegen die Bundesminister 

Baerbock und Habeck wiegen schwer. 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/129/2012961.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/134/2013416.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/134/2013416.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw42-de-aktuelle-stunde-israel-1024606
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Wir fordern daher vollständige Transpa-

renz und lückenlose Aufklärung zu den Be-

weggründen der Entscheidungsfindung der 

Bundesregierung und zur Grundhaltung der 

Bundesregierung zur Unterstützung von Is-

rael. Unsere historische Verantwortung und 

Solidarität dürfen sich nicht nur in Worten, 

sondern müssen sich in konkretem Handeln 

widerspiegeln. Israel muss die Unterstüt-

zung erhalten, die es in Ausübung seines 

Selbstverteidigungsrechts benötigt. Die 

Verweigerung von Rüstungsexporten durch 

die Bundesregierung über mehr als ein hal-

bes Jahr hat das Vertrauen Israels in die Bun-

desrepublik Deutschland nach-haltig be-

schädigt. Auch muss der Bundeskanzler die 

Frage beantworten, warum er in dieser die 

Grundfesten bundesdeutschen Handelns 

berührenden Frage nicht von seiner Richtli-

nienkompetenz Gebrauch gemacht hat. 

 

Mit unserem Antrag 

Damit Mobilität nicht zum Luxus wird – 

Für einen bezahlbaren Autoführer-

schein 

– den wir in dieser Woche abschließend be-

raten – setzen wir uns für eine Reform der 

Fahrschulausbildung und Prüfungsverfah-

ren ein. Wir wollen, dass Mobilität insbeson-

dere für junge Menschen im ländlichen 

Raum erschwinglich bleibt. 

 

Die Kosten für den Führerscheinerwerb 

sind in den letzten Jahren stark gestiegen, 

und die Wartezeiten für Prüfungen haben 

sich verlängert. Das erschwert den Zugang 

zur Mobilität. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, die 

Ausbildung von Fahr-lehrern zu Fahrprüfern 

zu erleichtern, mehr Prüftermine zu ermög-

lichen und die Fahrschüler-Ausbildungsord-

nung zu flexibilisieren. Zudem soll das An-

tragsverfahren für Führerscheine digitali-

siert und die Integration von Fahrsimulato-

ren in die Ausbildung ermöglicht werden. 

Ziel ist es, die Kosten zu senken, die Büro-

kratie zu reduzieren und die Ausbildungs-

qualität zu sichern. So fördern wir die indivi-

duelle Mobilität und erhöhen gleichzeitig 

die Verkehrssicherheit. 

 

Zahl der Woche 

Der sog. „Schätzerkreis“ in der Gesetzli-

chen Krankenversicherung (GKV) hat seine 

Prognose für das Jahr 2025 veröffentlich: 

Für das Jahr 2025 erwartet er Einnahmen 

des Gesundheitsfonds in Höhe von 294,7 

Mrd. Euro. Die Ausgaben der Krankenkas-

sen im Jahr 2025 belaufen sich voraussicht-

lich auf 341,4 Mrd. Euro. Das Minus beträgt 

fast unglaubliche 46,7 Mrd. Euro – und lässt 

sich nur durch eine Erhöhung des durch-

schnittlichen Zusatzbeitragssatzes um 0,8 

Prozentpunkte auf 2,5 Prozent auffangen. 

 

Video der Woche 

Beim heutigen „Video der Woche“ lasse ich 

dem nordrhein-westfälischen Gesundheits-

minister Karl-Josef Laumann den Vortritt. 

Er bringt un-

sere Kritik an 

der Kranken-

hausreform der 

Ampel auf den 

Punkt: 

 

KLICK 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw42-de-autofuehrerschein-1023796
https://dbtg.tv/cvid/7617046
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Bilder der Woche 

Am Montag fand in der Landesvertretung Baden-Württemberg ein großes Ereignis statt: 

„Ostwürttemberg meets Berlin!“ 

 

  

Mit meinem Gmünder OB Richard Arnold Unsere Verbandsdirektorin Ostwürttemberg, 
Franka Zanek, moderierte kenntnisreich 

 

 

Eine intensive Klausurtagung hatten wir von der 
„Arbeitnehmergruppe“ der Unionsfraktion 

Wir suchen neue Wege – auch in der 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. 

Mit meinem Ostalb-Kollegen Roderich 
Kiesewetter und unserem Landesgruppen-Chef 

(und CDU-Bundes-Vize) Andreas Jung 

Info: KLICK 

https://event-ihk.de/b?p=berlin24
https://www.cducsu.de/fraktion/arbeitnehmergruppe
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Und natürlich waren auch wieder Schulklassen zu Besuch – immer sehr willkommen! 

 

  

Schickhardt-Realschule Backnang Realschulklasse des BiZe Weissach 

  

Walterichschule Murrhardt Mein Mitarbeiter Marco Schlosser und mein 
Praktikant Dogukan Yildiz beim „Beutelpacken“ 

für die drei Schulen: Harte Arbeit! 

 

 

 

 

Abschlussfoto! 

Wir CDU/CSU-Frauen am Ende einer langen 
Abstimmungsreihe! 


